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DIHK-Report Unternehmensgründung 2026  

Mehr Gründungsinteresse – aber kein unternehmerischer Aufbruch 
 

Mit dem DIHK-REPORT UNTERNEHMENSGRÜNDUNG legt die DIHK jährlich eine Einschätzung 
der IHK-Organisation zum Gründungsgeschehen in Industrie, Handel und den Dienstleistungs
branchen in Deutschland vor. Grundlage für die DIHK-Bewertungen des Gründungsstandortes 
sind Erfahrungsberichte der rund 350 IHK-Existenzgründungsberaterinnen und -berater aus den 
79 Industrie- und Handelskammern (IHKs) sowie eine Auswertung zum IHK-Gründungsservice. 
Der Auswertung liegen u.a. die Einschätzungen der IHK-Gründungsberaterinnen und -berater zur 
Qualität der vorgelegten Geschäftskonzepte zugrunde. Die Befragung der Expertinnen und Ex
perten fand vom 19. Januar bis zum 6. März 2026 statt. 

Insgesamt fußt der DIHK-Report Unternehmensgründung 2026 auf rund 200.000 Kontakten aus 
dem IHK-Gründungsservice mit angehenden Unternehmerinnen und Unternehmern aus Ein
stiegsgesprächen, Beratungen, Gründungsveranstaltungen und Gründertagen. Im deutschspra
chigen Raum liegt keine andere Auswertung in dieser Form vor, die sich auf eine vergleichbar 
hohe Zahl von Erfahrungen und Einschätzungen von Gründerinnen und Gründern stützt. 

Weitere Grundlage für den Report bildet eine von IHKs und der DIHK durchgeführte Befragung 
von Gründerinnen und Gründern, Start-ups sowie jungen Unternehmen hinsichtlich ihrer Emp
fehlungen und Forderungen an die Politik; ausgewertet wurden 791 Antworten. Diese Befragung 
wurde ebenfalls vom 19. Januar bis zum 6. März 2026 durchgeführt. 

Deutsche Industrie- und Handelskammer  

Bereich Wirtschafts- und Finanzpolitik, Mittelstand – Berlin 2026 
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I. Datengrundlage für den DIHK-Report Unternehmensgründung 

Der IHK-Service – zwei Stufen bis zur Gründung 

 

Die IHKs unterstützen Gründerinnen und Gründer neutral und ohne gewerbliches Interesse. Ge
genstand sind etwa die wirtschaftlichen Aspekte einer Unternehmensgründung, die jeweils pas
sende Gründungsförderung sowie notwendige Genehmigungen und Anmeldungen.  

Service in zwei Stufen: 

Auf der ersten Stufe vermitteln die IHKs 
den Gründerinnen und Gründern die für den 
Start wichtigsten Basisinformationen zur 
Existenzgründung – mit Einstiegsgesprä
chen, Informationsveranstaltungen, Webi
naren, Gründertagen, Print- und Web-Infor
mationen. Gegenstand und Themen sind: 

• grundlegende Informationen zur unter
nehmerischen Selbstständigkeit, die an
gehende Unternehmerinnen und Unter
nehmer unabhängig vom konkreten Ge
schäftsvorhaben vor dem Start benöti
gen und 

• persönliche und fachliche Voraussetzun
gen für die Selbstständigkeit, betriebs
wirtschaftliche Planrechnungen, die so
ziale Absicherung sowie behördliche und 
auch generelle – z. B. steuerliche – Mel
depflichten. 

Auf der zweiten Stufe bieten die IHKs in ih
ren Gründungsberatungen individuelle, auf 
das Vorhaben bezogene Services an. Dazu 
gehören: 

• ein intensiver Austausch zum i.d.R. be
reits vorliegenden Businessplan. (Typi
sche Fragen sind etwa: Was ist das Be
sondere an der Geschäftsidee? Wie ent
wickelt sich die Branche, in der die 
Gründung erfolgen soll? Welche Förder
möglichkeiten gibt es? Welche Finanzie
rungsmöglichkeiten existieren? Wie soll
ten erste Gespräche mit möglichen Fi
nanzierungspartnern vorbereitet wer
den?), 

• eine Stellungnahme der IHK zum För
derantrag von Gründerinnen und Grün
dern, deren Geschäftsvorhaben vorher in 
der IHK-Gründungsberatung erörtert 
werden.  

 



5| DIHK-REPORT UNTERNEHMENSGRÜNDUNG 2026 

 

II. Mehr Gründungsinteresse, aber kein breiter unternehmerischer 
Aufbruch 
 

 

Das Interesse an einer Unternehmensgrün
dung in Industrie, Handel und den Dienst
leistungsbranchen steigt. Die Industrie- und 
Handelskammern (IHKs) sehen deutlich Zu
wächse bei den Teilnahmezahlen zu Ein
stiegsgesprächen und zu den darauf auf
bauenden IHK-Gründungsberatungen. Aller
dings verdeutlichen die Rückmeldungen der 
IHKs auch, dass das Gründungsgeschehen 
im Jahr 2025 weniger durch solchen klassi
schen unternehmerischen Aufbruch als 
mehr durch Anpassungsprozesse in einem 
schwierigen wirtschaftlichen Umfeld ge
prägt ist.  

Die IHKs sehen folgenden Hauptaspekt: Ein 
Großteil des aktuell zunehmenden Grün
dungsinteresses spiegelt eine Umorganisa
tion von Beschäftigung wider. Maue Kon
junktur und strukturelle Hemmnisse führen 
dazu, dass zunehmend auch gut qualifizierte 
Beschäftigte unter Druck stehen und eine 
Gründung mangels Erwerbsalternativen 

überlegen. Es resultiert ein Shift von abhän
giger Beschäftigung hin zu selbstständiger 
Erwerbstätigkeit – und dies häufig aus wirt
schaftlichem Druck. 

Besonders deutlich zeigen sich die Auswir
kungen den IHKs zufolge in industriege
prägten Branchen: Personalabbau, Insolven
zen und Transformationsprozesse – etwa im 
Zuge von Strukturwandel und technologi
schen Veränderungen – setzen mehr und 
mehr auch gut qualifizierte Beschäftigte 
unter Druck und führen vermehrt zu Grün
dungen aus einer Umbruchsituation heraus. 
Diese entstehen häufig nicht innerhalb der 
bisherigen industriellen Wertschöpfungsket
ten, sondern verlagern sich in kleinteilige, 
meist dienstleistungsorientierte Tätigkeiten 
mit vergleichsweise niedrigen Marktein
trittsbarrieren. Dies deutet weniger auf eine 
dynamische unternehmerische Expansion als 
vielmehr auf eine Verschiebung von Be
schäftigungsformen hin. 
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Parallel dazu gibt es weiterhin chancenge
triebene Gründungen, beispielsweise aus 
dem Hochschulumfeld. Der technologische 
Wandel gewinnt mehr und mehr an Bedeu
tung für die Gründungslandschaft. Künstli
che Intelligenz wird von den IHKs zuneh
mend als Gründungstreiber wahrgenommen, 
da sie neue Geschäftsmodelle ermöglicht 
und den Zugang zur Selbstständigkeit er
leichtert. Auch in der IHK-Gründungsbera
tung sehen die IHKs Auswirkungen: So legen 
etwa Gründende den IHKs verstärkt mit 
Hilfe von KI erstellte Businesspläne vor, 
etwa als Grundlage zur Begutachtung von 
Anträgen für den Gründungszuschuss. Auch 
bei der Erstellung von Businessplänen oder 
der Entwicklung erster Geschäftsideen kom
men KI-gestützte Anwendungen zunehmend 
zum Einsatz. 

Seit der Vollinvasion Russlands in die Ukra
ine und den Bestrebungen der Bundesregie
rung, die Ukraine zu unterstützen sowie die 
Ausrüstung der Bundeswehr zu modernisie
ren, ergeben sich positive Impulse für das 
Gründungsgeschehen in den Bereichen Si
cherheit und Verteidigung. Die veränderte 
geopolitische Lage erhöht den Bedarf der 
Bundeswehr und der Sicherheitsbehörden 
an innovativen Lösungen, etwa in den Be
reichen unbemannten Systemen und 

 

1 DIHK-Positionspapier „Wirtschaft und Verteidigung 
– Herausforderungen in neuer sicherheitspolitischer 
Lage“, DIHK-Position 2025. 

Robotik, Künstliche Intelligenz, Sensorik, 
Weltraum oder Kommunikation. Viele Lö
sungen in diesen Bereichen entstehen nicht 
in den klassischen Unternehmen der Bran
che. Dadurch entstehen neue Marktchancen 
für technologieorientierte Start-ups und 
junge Wachstumsunternehmen. 

Die DIHK setzt sich daher für wettbewerbs
fähige Rahmenbedingungen der etablierten, 
aber auch jungen Unternehmen der Sicher
heits- und Verteidigungsindustrie sowie ih
ren Zulieferbetrieben ein1. Wichtig An
sprechpartner sind zudem das Cyber Inno
vaton Hub und die Innovationszentren der 
Bundeswehr, die Möglichkeiten zur Zusam
menarbeit mit der Wirtschaft bieten. 

Gleichzeitig informieren die IHKs und die 
DIHK Unternehmen und Start-ups bundes
weit über neue Marktpotenziale, Förder
möglichkeiten und Zugangswege zu diesem 
speziellen Markt. Die IHK-Organisation un
terstützt sie dabei, sich in einem zuneh
mend sicherheitsrelevanten Innovationsum
feld zu positionieren. 

Mit Blick auf das gesamte Gründungsge
schehen treten eher chancenorientierten 
Motive den IHKs zufolge gegenüber den si
cherungsorientierten Gründungsmotiven al
lerdings weniger stark in den Vordergrund. 



7| DIHK-REPORT UNTERNEHMENSGRÜNDUNG 2026 

 

 

Mehr Gründungen aus Mangel an Erwerbsalternativen 

Nahezu sämtliche IHKs nennen den Mangel 
an Erwerbsalternativen als Hauptursache für 
das gestiegene Gründungsinteresse. Vor dem 
Hintergrund steigender Arbeitslosigkeit, un
sicherer Beschäftigungsperspektiven und 
zunehmender Insolvenzen gewinnt die 
Selbstständigkeit für viele die Funktion einer 
Ausweich- und Sicherungsstrategie. Dem
entsprechend liegt der Anteil derjenigen in 
der IHK-Gründungsberatung, die vornehm
lich aus Mangel an Erwerbsalternativen 
gründen wollen, mit 36 Prozent so hoch wie 
seit elf Jahren nicht mehr.  

In der langfristigen Perspektive zeigt sich, 
dass Erwerbslosigkeit in Deutschland eine 
wesentliche Einflussgröße auf die Grün
dungsdynamik ist. In Zeiten hoher Arbeitslo
sigkeit, etwa zu Beginn der 2000er Jahre, 
kommt es zu mehr Gründungsinteresse (da
mals auch befeuert durch das Förderpro
gramm der „Ich-AG“), während in konjunk
turell guten Zeiten weniger Personen ein 
Unternehmen gründen möchten. 
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Deutlich mehr IHK-Stellungnahmen für Gründungen aus der Arbeitslosigkeit 

 

Verstärkt wird die Entwicklung hin zu mehr 
Gründungen aus Mangel an Alternativen 
abhängiger Beschäftigung den IHKs zufolge 
durch Änderungen in der Gründungsförde
rung. Hierbei spielt insbesondere der Weg
fall des Vermittlungsvorrangs beim Grün
dungszuschuss für Arbeitslose eine Rolle. 

Der Gründungszuschuss ist eine zentrale ar
beitsmarktpolitische Förderleistung der 
Bundesagentur für Arbeit, die arbeitslose 
Personen beim Schritt in die Selbstständig
keit finanziell unterstützt. Durch den Weg
fall des sogenannten Vermittlungsvorrangs 
– also der Pflicht der Agenturen für Arbeit, 
vorrangig in ein abhängiges Beschäfti
gungsverhältnis zu vermitteln – wurde der 
Zugang zur Förderung erleichtert.  

Bis Ende 2022 wurde die Förderung nur 
nachrangig zur Jobvermittlung gewährt. Seit 
Anfang 2023 gilt: Selbstständigkeit ist 
gleichwertige arbeitsmarktpolitische Option. 
Die Reform entfaltet zeitverzögert Wirkung 
über steigende Anträge und mehr Grün
dungsinteresse aus der Arbeitslosigkeit her
aus. 

Dementsprechend haben die Stellungnah
men der IHKs für Anträge auf Gründungszu
schuss deutlich zugenommen. Gegenüber 
2023 hat sich die Zahl der IHK-Stellungnah
men für diese Maßnahme mehr als verdop
pelt. Diese machen nunmehr 78 Prozent al
ler IHK-Stellungnahmen aus.  
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Für Anträge, die den Bürgschaftsbanken 
vorzulegen sind, gaben die IHKs 13 Prozent 
ihrer Stellungnahmen ab. Stellungnahmen 
für Landesförderbanken machen acht Pro
zent aus.  
 
 

Deutliche Steigerungen – noch auf niedri
gem Niveau – gibt es bei Stellungnahmen 
für den seit 1. November 2024 beantragba
ren ERP-Kredit Gründung und Nachfolge, 
bei dem IHKs, Bürgschaftsbanken und KfW-
Bankengruppe eng zusammenarbeiten. 

Mehr Defizite in den vorgelegten Geschäftskonzepten 

 

Mit dem zunehmenden Gründungsinteresse 
berichten viele IHKs auch von mehr qualita
tiven Defiziten in den vorgelegten Ge
schäftskonzepten. So steigt der Anteil an 
unzureichend ausgearbeiteten oder wenig 
tragfähigen Konzepten. 

In sämtlichen Kategorien beobachten die 
IHKs eine Zunahme von Defiziten. Bedenk
lich stimmen die hohen Anteile an Konzep
ten, die Defizite in der Anwendung des 
„kaufmännischen Handwerkszeugs“ (49 Pro
zent) und hinsichtlich der Überlegungen zur 
Finanzierung der Geschäftsidee (44 Prozent) 
aufweisen. Damit ergibt sich ein differen
ziertes Bild: Einerseits gibt es weiterhin gut 

qualifizierte Gründerinnen und Gründer, 
etwa aus der Industrie oder aus Hochschu
len, die gezielt unternehmerische Chancen 
nutzen. Andererseits wächst der Anteil an 
Gründungen, die aus Mangel an Erwerbsal
ternativen erfolgen und häufig mit geringe
rer Vorbereitung einhergehen. Hinweise da
rauf sind unter anderem sinkende Qualitäts
niveaus bei Businessplänen, teilweise hohe 
Ablehnungsquoten bei Förderanträgen so
wie zusätzlicher Unterstützungsbedarf, bei
spielsweise bei migrationsgetriebenen Grün
dungen. Insgesamt verbreitert sich damit die 
Gründungsbasis, allerdings geht dies teil
weise zulasten der Tragfähigkeit von Vorha
ben.



10| DIHK-REPORT UNTERNEHMENSGRÜNDUNG 2026 

 

Weibliches Unternehmertum wird selbstverständlich 

 

Der Anteil von Frauen an den IHK‑Grün
dungsberatungen bleibt auch im Jahr 2025 
auf einem historisch hohen Niveau und be
stätigt damit einen langfristigen strukturel
len Wandel im Gründungsgeschehen. Mit 
44 Prozent liegt der Frauenanteil weiterhin 
deutlich über der Marke von 40 Prozent. Ein 
Blick auf die Zeitreihe verdeutlicht die Ent
wicklung: Während der Anteil in den frühen 
2000er-Jahren noch bei rund einem Drittel 
lag, hat sich der Frauenanteil seitdem 
Schritt für Schritt erhöht und in den ver
gangenen Jahren stabil auf einem deutlich 
höheren Niveau teils nahe der 50-Prozent-
Marke eingependelt. Damit ist es heute 
deutlich selbstverständlicher als noch vor 
zwei Jahrzehnten, dass Frauen Unternehmen 
gründen wollen. 

Zu dieser Entwicklung tragen die IHKs maß
geblich bei. Allein im Jahr 2025 haben die 
IHKs bundesweit rund 75.000 Frauen im 
Rahmen von Erstgesprächen und vertieften 
Beratungen auf dem Weg in die Selbststän
digkeit begleitet.  

Mit ihrem breit aufgestellten Informations- 
und Unterstützungsangebot leisten die IHKs 
damit einen wichtigen Beitrag, Gründungs
interesse zu aktivieren und konkrete Vorha
ben umzusetzen. 

Nahezu alle IHKs (96 Prozent) sehen in der 
gewonnenen Flexibilität als zentrales Grün
dungsmotiv. Gerade vor dem Hintergrund 
häufig unzureichender Betreuungsangebote 
eröffnet die Selbstständigkeit vielen die 
Möglichkeit, Erwerbstätigkeit und familiäre 
Verpflichtungen besser miteinander zu ver
einbaren, v. a. wenn Frauen einen  
Großteil der Care-Arbeit übernehmen. 
63 Prozent der IHKs nennen finanzielle  
Motive als wichtigen Treiber. 

54 Prozent der IHKs sehen den Mangel an 
Erwerbsalternativen als wesentliches Motiv 
– ein Befund, der die insgesamt ange
spannte wirtschaftliche Lage widerspiegelt. 
22 Prozent der IHKs berichten, dass Gründe
rinnen gezielt einen Beitrag zum Gemein
wohl leisten möchten, etwa im Bereich 
Social Entrepreneurship.  
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Lediglich vier Prozent der IHKs nennen ra
sches Wachstum als zentrales Motiv. Dies 
dürfte auch damit zusammenhängen, dass 
intensive Wachstumsphasen, wie sie 

insbesondere bei technologieorientierten 
Start-ups angestrebt werden, in vielen Fäl
len schwer mit familiären Anforderungen 
vereinbar sind.  

 

Intensives Engagement für mehr Frauen im Mittelstand  

Die DIHK setzt sich seit über 15 Jahren für gute Rahmenbedingungen bei der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie in Betrieben ein, um Frauen und Männern eine partnerschaftliche Aufteilung 
der Sorge- und Erwerbsarbeit zu ermöglichen. In Kooperation mit dem Bundesministerium für 
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) organisiert die DIHK seit 2007 das Un
ternehmensnetzwerk „Erfolgsfaktor Familie“ (www.erfolgsfaktor-familie.de), das mittlerweile 
mehr als 9.000 Mitgliedsunternehmen Beratung, Informationen, Best-Practices und Formate für 
einen Erfahrungsaustausch anbietet. In allen 79 IHKs gibt es eine/n Ansprechpartner:in, der/die 
Betriebe entsprechend berät und Akteure vor Ort vernetzt.  

Zum anderen hat die DIHK das 2014 gegründete bundesweite Netzwerk der „Business Women 
IHK" etabliert. Die Mitglieder dieses Netzwerks sind CEOs von kleinen, mittleren und großen Fir
men. Gleichzeitig engagieren sich diese Unternehmerinnen ehrenamtlich in den IHKs und vertre
ten die Anliegen der deutschen Wirtschaft in ihrer Region.  

Mit dem Aktionsplan „Werde Unternehmerin!“ wollen die IHKs zusammen mit den „Business 
Women IHK“ mehr Unternehmerinnen, Gründerinnen und Innovatorinnen in Deutschland gewin
nen. Die bisherige Bilanz des Jahres 2026 ist beeindruckend: 38 IHKs nahmen an der bundeswei
ten Girls’Day-Aktion „Ich werde Chefin“ am 22. April teil. Rund 1.200 „Chefinnen-Plätze“ wurden 
dadurch für Schülerinnen bereitgestellt. 53 IHKs haben bereits ein Unternehmerinnennetzwerk 
in ihrer Region etabliert. 

 

https://www.erfolgsfaktor-familie.de/
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III. Bürokratie, Steuern, Finanzierung:  
Wo Gründer den größten Reformbedarf sehen

 

Die Ergebnisse der Befragung der IHK-Orga
nisation mit 791 Antworten von Gründen
den, Startups und jungen Unternehmen 
zeichnen ein deutliches Bild der wichtigsten 
Hemmnisse am Gründungsstandort 
Deutschland. Insgesamt bewerten Gründe
rinnen und Gründer den hiesigen Grün
dungsstandort derzeit lediglich mit 
„schwach befriedigend“ (3,5). Angesichts der 
fundamentalen wirtschaftlichen Herausfor
derungen ist das keine gute Nachricht. Zu 
dieser ernüchternden Bewertung kommen 
die Befragten vor allem wegen der anhal
tend hohen bürokratischen Belastungen und 
der schwierigen wirtschaftlichen Rahmen
bedingungen mit hohen Kosten und Unsi
cherheiten. Ziel der Wirtschaftspolitik sollte 

es sein, dass Deutschland als attraktiver 
Gründungsstandort wahrgenommen wird, 
der guten Ideen gute Chancen zum Wach
sen bietet. 

Gründerinnen und Gründer fordern vor al
lem ein deutlich einfacheres, schnelleres 
und flexibleres Umfeld für unternehmeri
sches Handeln. Die konkreten Erfahrungen 
aus der Praxis von verzögerten Verwal
tungsprozessen über komplexe Steuerregeln 
bis hin zu unübersichtlichen Förderstruktu
ren verdeutlichen den Handlungsbedarf.  
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Entscheidend für die Zukunft des Grün
dungsstandorts Deutschland ist aus Sicht 
der Befragten, die strukturellen Hürden kon
sequent abzubauen und die Rahmenbedin
gungen stärker an den Bedürfnissen junger 
Unternehmen auszurichten. 

• An erster Stelle steht die Bürokratie 
als dominierendes Gründungshemmnis. 
Mit 73 Prozent fordert eine große 
Mehrheit der Befragten weniger und 
einfachere Regularien und damit zu
gleich schnellere Verwaltungen. Die 
Freitextantworten unterstreichen diese 
Priorität und machen zugleich deutlich, 
wo die konkreten Probleme liegen: 
Gründerinnen und Gründer berichten 
von langwierigen Verfahren, etwa bei 
der Vergabe von Steuernummern, die 
sich in manchen Fällen sogar über Mo
nate hinziehen. Identische Daten müs
sen mehrfach bei unterschiedlichen Be
hörden eingereicht werden. Sprechen 
müssen Gründer/innen parallel mit ver
schiedenen Stellen – etwa Notariat, Ge
werbeamt und Finanzverwaltung. Häufig 
erfahren sie erst nachträglich, welche 
Pflichten zusätzlich auf sie zukommen. 
Auch eine Vielzahl an Kontroll- und Ge
nehmigungsstellen für ein und densel
ben Vorgang erhöht die Komplexität. 
Vor diesem Hintergrund fordern die Be
fragten konsequent digitale, gebündelte 
Verfahren, zentrale Anlaufstellen sowie 
einen echten „One-Stop-Shop“, der alle 
Schritte der Gründung koordiniert und 
Mehrfachaufwand vermeidet.  
 

• An zweiter Stelle folgt das Steuer
recht: 61 Prozent der Befragten verlan
gen hier Vereinfachungen. Viele Gründer 
empfinden das Steuerrecht als kaum 
überschaubar und berichten, dass sie 
schon in der Startphase kaum ohne ex
terne Beratung handlungsfähig sind. Be
sonders belastend wirkt die mangelnde 

Planbarkeit – etwa dann, wenn Steuer
forderungen gebündelt auftreten und 
Nachzahlungen sowie Vorauszahlungen 
gleichzeitig fällig werden.  
Hinzu kommen spezifische regulatori
sche Anforderungen, die vor allem klei
nere Unternehmen stark beanspruchen, 
beispielsweise im Bereich von Dokumen
tationspflichten oder branchenspezifi
schen Vorschriften (etwa im E-Com
merce oder produzierenden Gewerbe). 
Viele Gründende sprechen sich für ver
einfachte Modelle aus, etwa eine pau
schale Besteuerung in der Anfangs
phase. Die meisten Gründer/innen wün
schen sich eine grundsätzliche Reduzie
rung der Komplexität im Steuerrecht. 

 
• Auf Rang drei folgt der Zugang zu öf

fentlichen Fördermitteln (32 Prozent). 
Weniger die Existenz von Förderpro
grammen, sondern vielmehr deren kon
krete Ausgestaltung steht im Fokus. 
Gründer empfinden die Förderlandschaft 
häufig als unübersichtlich, fragmentiert 
und administrativ aufwendig. Insbeson
dere komplizierte Antragsverfahren, 
lange Bearbeitungszeiten und fehlende 
Transparenz über geeignete Programme 
erschweren die Nutzung. Viele schlagen 
deshalb vor, Förderangebote stärker zu 
bündeln, verständlicher aufzubereiten 
und den gesamten Prozess deutlich zu 
vereinfachen – etwa durch zentrale In
formationsplattformen oder klare „Fahr
pläne“ für Gründer. 

 
• Das gesellschaftliche Umfeld belegt 

mit 25 Prozent den vierten Rang. Viele 
Gründer wünschen sich mehr Anerken
nung und Verständnis für unternehmeri
sches Handeln. Teilweise wird der Ein
druck geäußert, dass Selbstständigkeit 
gesellschaftlich weniger positiv wahrge
nommen wird als abhängige 
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Beschäftigung. Vor diesem Hintergrund 
fordern die Befragten, Unternehmertum 
stärker in Bildung, Öffentlichkeit und 
Politik zu verankern, etwa durch mehr 
wirtschaftliche Bildung in Schulen oder 
eine sichtbarere Förderung von Grün
dungskultur. 

 
• Mit 21 Prozent folgen die Energie

preise als fünftwichtigstes Hemmnis. 
Besonders Unternehmen aus Industrie, 
Handel und energieintensiven Bereichen 
sehen hierin einen zentralen Wettbe
werbsfaktor. Die Rückmeldungen ver
deutlichen, dass hohe Energiekosten die 
Wirtschaftlichkeit vieler Geschäftsmo
delle direkt beeinflussen und Investiti
onsentscheidungen erschweren. 

Weitere strukturelle Faktoren spielen 
ebenfalls eine Rolle, wenn auch mit gerin
gerer Priorität: 

• 15 Prozent fordern bessere digitale Inf
rastrukturen wie Glasfaser- und Mobil
funknetze. In den Freitexten zeigt sich 
dies etwa in konkreten Berichten über 
verzögerte Anschlüsse oder unzu
reichende Mobilfunkabdeckung. 

• 14 Prozent sehen Defizite beim Zugang 
zu Fremdkapital. 

• 13 Prozent kritisieren den Zugang zu 
Beteiligungskapital und Investoren. Ins
besondere für viele Start-ups, die mit 
innovativen Ideen rasch wachsen wol
len, wäre ein besserer Zugang zu Beteili
gungskapital wichtig. Potenziale hierfür 
sind mit dem Deutschlandfonds verbun
den, den Bundesregierung und KfW 
Ende 2025 gestartet haben, um privates 
Kapital für Zukunftsinvestitionen zu mo
bilisieren. Mit rund 30 Mrd. Euro öffent
lichen Mitteln sollen bis zu 130 Mrd. 
Euro an Investitionen ausgelöst werden. 
Ein Schwerpunkt liegt dabei auf Start-

ups, Scale-ups und innovativen Mittel
ständlern sowie auf Zukunftstechnolo
gien wie KI, Biotechnologie und Deep 
Tech. 

• 10 Prozent wünschen sich eine stärkere 
Vernetzung mit etablierten Unterneh
men. 

• 6 Prozent benennen den Fachkräfte
mangel als zentrales Problem. Auch 
hierunter sind insbesondere wachstums
orientierte Start-ups. Die im Reformpa
ket der Regierungskoalition angekündig
ten Maßnahmen zur Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes könnten insbesondere 
auch Startups bei der Fachkräftegewin
nung und -bindung helfen. Die Verlän
gerung der sachgrundlosen Befristung 
gibt mehr Spielraum, auch in wirt
schaftlich unsicheren Zeiten neue Mit
arbeiter einzustellen, insbesondere auch 
in risikoreichen, aber innovativen Berei
chen. Zudem soll für Hochverdiener 
künftig eine Abfindung den Kündigungs
schutz ersetzen. Auch das könnte wis
sensintensiven Start-ups Neueinstellun
gen erleichtern. 

• 5 Prozent sehen Verbesserungsbedarf 
bei der Vernetzung unter Gründerinnen 
und Gründern, etwa durch lokale Netz
werke, Austauschformate oder nied
rigschwellige Plattformen. 

Weiterhin berichten Gründende etwa von 
hohen administrativen Anforderungen durch 
spezifische Regelwerke im Produktions- 
oder Onlinehandel, von Unsicherheiten im 
Umgang mit regulatorischen Vorgaben oder 
von zusätzlichen Belastungen durch vielfäl
tige Dokumentations- und Nachweispflich
ten. Gerade für Kleinstunternehmen ent
steht dadurch ein unverhältnismäßig hoher 
Aufwand, der nicht selten als Marktein
trittshürde empfunden wird. 



15| DIHK-REPORT UNTERNEHMENSGRÜNDUNG 2026 

 

IV. Empfehlungen an die Politik für einen dynamischen Gründungs
standort Deutschland
Die Ergebnisse der Befragung machen deut
lich: Gründerinnen und Gründer benennen 
die zentralen Defizite klar – und liefern zu
gleich konkrete Ansatzpunkte für Verbesse
rungen. Die Politik greift zentrale DIHK-For
derungen für mehr Gründungsdynamik be
reits auf. So setzen sowohl der Koalitions
vertrag als auch die Modernisierungsagen
den von Bund sowie von Bund und Ländern 

wichtige Impulse, etwa bei Digitalisierung, 
Bürokratieabbau und Beschleunigung von 
Verfahren. Auch die Reformagenda der Re
gierungskoalition enthält richtige und teils 
weitreichende Schritte zum Bürokratieab
bau und zur Flexibilisierung im Arbeitsrecht. 
Nun kommt es entscheidend darauf an, 
diese Vorhaben konsequent umzusetzen und 
praxistauglich auszugestalten.

1. Gründungen in 24 Stunden ermöglichen – Verfahren radikal vereinfachen 

73 Prozent der Gründenden fordern schnel
lere und einfachere Regularien. Die DIHK 
unterstützt daher ausdrücklich das Ziel, Un
ternehmensgründungen in Deutschland 
deutlich zu beschleunigen und konsequent 
digital auszugestalten. Der politische An
spruch, Gründungen perspektivisch in 24 
Stunden zu ermöglichen, entspricht den Er
wartungen vieler Gründerinnen und Gründer 
und setzt ein wichtiges Signal für Standort
attraktivität. Damit dieses Ziel erreicht wird, 
braucht es jedoch einen echten Paradig
menwechsel: 

• Der Staat sollte die rechtliche Pflich
tenermittlung vollständig übernehmen. 
Gründerinnen und Gründer sollen ihr 
Vorhaben beschreiben können, ohne 
selbst komplexe Regelwerke prüfen zu 
müssen.  

• Der Gründungsprozess sollte als durch
gängig digitale Ende-zu-Ende-Leis
tung organisiert werden – mit nahtlos 
ineinandergreifenden Verfahren statt 
einzelner Teilprozesse. 
 
 

• Das Once-Only-Prinzip sollte konse
quent umgesetzt werden: Daten werden 
nur einmal eingegeben und automatisch 
zwischen Behörden ausgetauscht. 

• Ein staatliches Backend sollte mit meh
reren nutzernahen und für die Gründen
den gut sichtbaren Zugängen im Front
end kombiniert werden. Gerade für die 
Vorhabenklärung am Anfang ist es ent
scheidend, dass qualifizierte Institutio
nen den Gründenden zur Seite stehen 
und die Zugänge zum verwaltungstech
nischen Gründungssystem gestalten, da
mit es im weiteren Prozess möglichst 
keine verzögernden Schleifen gibt. 

• Gerade die IHKs spielen hier eine zent
rale Rolle: Sie sind bereits heute flä
chendeckend erste Ansprechpartner für 
Gründende und verfügen über umfas
sende Erfahrung in der Vorhabenklä
rung. Ihre systematische und für die 
Gründenden sichtbare Einbindung würde 
die Qualität der Verfahren erhöhen und 
Rückfragen reduzieren.  
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• Entscheidend ist zudem, dass Gründun
gen nicht nur formal, sondern auch 
wirtschaftlich startfähig sind. Dazu ge
hört insbesondere die schnelle Vergabe 
der Steuernummer sowie der unmittel
bare Zugang zu allen relevanten Folge
prozessen.  
 

Die im Reformpaket der Regierungskoa
lition genannte Frist von vier Wochen 
zur Erteilung der Steuernummer ist 
deutlich zu lang und bleibt hinter den 
Umsetzungsinitiativen von Bund und 
Ländern, Gründungen innerhalb von 24 
Stunden zu ermöglichen, weit zurück. 

 

2. Steuerrecht vereinfachen und gezielt entlasten 

61 Prozent mahnen hier Verbesserungen an. 
Mit der geplanten Steuerreform sollte die 
Politik sowohl Personenunternehmen über 
die Einkommensteuer als auch Startups, die 
zumeist als Kapitalgesellschaft gegründet 
werden, entlasten. Dazu gehört insbeson
dere, die bereits beschlossene Unterneh
menssteuerreform vorzuziehen und zu bün
deln auf 2027 und 2028. Hier sollte der Kör
perschaftsteuersatz in zwei Schritten ge
senkt werden von 15 Prozent auf zehn Pro
zent, und nicht wie derzeit vorgesehen, erst 
ab 2028 in fünf Ein-Prozent-Schritten. Die 
im Reformpaket der Regierungskoalition an
gekündigten Schritte bei der Einkommens
steuer würden zwar kleine und mittlere Ein
kommen entlasten, hingegen treffen sie Un
ternehmen dann, wenn sie wachsen – über 
die vorgesehenen Erhöhungen bei der „Rei
chensteuer“.  Insgesamt treffen die vorgese
henen Steuererhöhungen vor allem den Mit
telstand. Zudem ist ein Kurswechsel bei den 
Sozialabgaben erforderlich: Versicherungs
fremde Leistungen sollten vollständig aus 
dem Bundeshaushalt finanziert werden, um 
die Lohnnebenkosten zu stabilisieren und 
Beschäftigung nicht weiter zu belasten. 

Außerdem sollte die Politik an diesen Stell
schrauben konsequent ansetzen: 

• Schwellenwerte erhöhen: Die Kleinun
ternehmergrenze, unterhalb derer Un
ternehmen keine Umsatzsteuer auswei
sen müssen, sollte deutlich über die ak
tuellen 25.000 Euro hinaus angehoben 
werden – perspektivisch bis in den euro
parechtlich möglichen Rahmen von bis 
zu 85.000 Euro. 

• Steuerverfahren vereinfachen: Insbe
sondere die Einnahmen-Überschuss-
Rechnung für kleine Unternehmen sollte 
weiter vereinfacht werden. 

• Planbarkeit verbessern: Steuerliche Be
lastungen müssen für Gründer vorher
sehbar sein, etwa durch einfachere und 
transparentere Vorauszahlungsregeln. 

• Verlustverrechnung stärken: Eine bes
sere steuerliche Verlustverrechnung 
kann Start-ups mit hohen Anlaufkosten 
gezielt entlasten und Liquiditätseng
pässe mindern. 

Ziel muss ein Steuerrecht sein, das grün
dungsfreundlich, verständlich und planbar 
ist – gerade in den ersten Jahren. 
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3. Förderlandschaft digitalisieren und zugänglicher machen 

32 Prozent der Gründenden, Startups und jungen Unternehmen fordert einen einfacheren Zu
gang zu Förderprogrammen. 

Die Politik sollte daher: 

• Förderprogramme systematisch verein
fachen und flexibilisieren, 

• digitale Plattformen für Antrag, Bewer
tung und Bewilligung schaffen, 

• Förderangebote transparent bündeln 
und zielgruppengerecht aufbereiten, 

• starre Kriterien überprüfen und stärker 
an die Bedürfnisse von Start-ups anpas
sen 

Digitale Verfahren reduzieren Bürokratie, erhöhen Transparenz und ermöglichen schnellere Ent
scheidungen. So können sich Gründer stärker auf ihre unternehmerische Tätigkeit konzentrieren. 

 

4. Statusfeststellungsverfahren reformieren – Rechtssicherheit erhöhen 

Um Selbstständigkeit zu fördern, bedarf es 
besserer rechtlicher Rahmenbedingungen, 
insbesondere für die vielen Soloselbständi
gen in Deutschland. Es gibt keine gesetzli
che Definition von Selbstständigkeit, ent
sprechend ist die Abgrenzung von selbst
ständiger Tätigkeit und abhängiger Beschäf
tigung häufig schwierig. Auch für das Sta
tusfeststellungsverfahren von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund existiert kein ein
heitlicher Bewertungskatalog, der Rechtssi
cherheit für die Soloselbstständigen und die 
auftraggebenden Unternehmen schafft.  

Dadurch steigt das Risiko einer „Schein
selbstständigkeit“. Eine solche liegt vor, 
wenn dem Anschein nach eine selbststän
dige Tätigkeit, nach Feststellung der Deut
schen Rentenversicherung Bund aber ein 
abhängiges Beschäftigungsverhältnis vor
liegt. Von Scheinselbstständigkeit können 
grundsätzlich alle Branchen und alle Unter
nehmensgrößen in der gewerblichen 

Wirtschaft, die mit (Solo-)Selbständigen zu
sammenarbeiten, potenziell betroffen sein – 
beispielsweise die Kreativ- und Veranstal
tungsbranche sowie die Bildungslandschaft, 
insbesondere die Erwachsenenweiterbil
dung. Im Falle des Vorliegens von „Schein
selbstständigkeit“ drohen den Unternehmen 
als Auftraggeber und den Soloselbstständi
gen als Auftragnehmer erhebliche finanzi
elle Konsequenzen. So stehen neben erheb
lichen Nachforderungen der Sozialversiche
rungsbeiträge bei nichtvorsätzlichem Han
deln für bis zu vier Jahre Säumniszuschläge 
sowie Nachzahlungen der Lohnsteuer im 
Raum. Nicht außer Acht zu lassen sind zu
dem die strafrechtlichen Konsequenzen. Vor 
diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, 
dass das Thema Scheinselbstständigkeit für 
große Verunsicherung sorgt. Notwendig ist 
es daher, die mit einer erheblichen Rechts
unsicherheit verbundenen gesetzlichen Re
gelungen zu reformieren. 
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5. Selbstständigkeit von Frauen stärken und Vereinbarkeit verbessern 

Auch die zunehmende Bedeutung weiblicher Selbstständigkeit erfordert gezielte Anpassungen 
der Rahmenbedingungen. 

Die Politik sollte: 

•  Absicherungslösungen für selbststän
dige Frauen, die Mutter werden, stärken 
und bekannter machen, 

• Kinderbetreuungsangebote weiter aus
bauen und auch für Rand- und Ferien
zeiten sicherstellen. 

• das Elterngeld flexibilisieren, insbeson
dere bei schwankenden Einkommen, 

• höhere Hinzuverdienstmöglichkeiten er
möglichen, 

• bürokratische Hürden reduzieren, 

• Lösungen für die Absicherung betriebli
cher Ausfallzeiten fördern. 

Gerade flexible Modelle sind entscheidend, um Selbstständigkeit und Familie besser zu vereinba
ren und mehr Frauen für unternehmerische Tätigkeit zu gewinnen. 

 

6. Wertschätzung für Unternehmertum stärken 

Die Politik sollte die gesellschaftliche Aner
kennung von Unternehmertum gezielt för
dern. Dazu gehört, Selbstständigkeit als 
gleichwertige und attraktive Erwerbsform 
sichtbar zu machen. Wirtschaftliche Zusam
menhänge sollten frühzeitig – etwa in 

Schulen – vermittelt werden, um Verständ
nis für unternehmerisches Handeln zu 
schaffen. Ein solches gesellschaftliches 
Klima stärkt die Gründungsbereitschaft und 
trägt langfristig zu mehr Dynamik im Wirt
schaftsstandort Deutschland bei. 

 

7. Zentrale Standortfaktoren stärken 

Deutlich fällt auch der Blick auf die Energie
frage aus: 21 Prozent der Gründerinnen und 
Gründer sehen in den hohen Energiekosten 
ein zentrales Hemmnis. Energiepreise wir
ken nicht nur kurzfristig auf die Liquidität, 
sondern auch langfristig auf Wachstums
perspektiven, Standortentscheidungen und 
die Bereitschaft, Geschäftsmodelle auszu
bauen oder zu skalieren. 

15 Prozent der Befragten fordern eine bes
sere Anbindung an Glasfaser- und Mobil
funknetze sowie eine leistungsfähigere digi
tale Verwaltung. 

Schließlich nennen 6 Prozent der Befragten 
den Zugang zu gut qualifizierten Fachkräf
ten als zentrales Thema.
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8. Bundeswehr als Innovationspartner für Start-ups stärken 

Die Bundeswehr sollte vom Beschaffer zum 
Innovationspartner werden und ihre Pla
nungs- sowie Beschaffungsprozesse weiter 
beschleunigen. Ankerverträge würden zu
dem Planungssicherheit und damit Anreize 
zum Aufbau von Produktionslinien schaffen. 
Start-ups scheitern selten an Ideen für ei
nen Prototypen, häufiger aber an 

Möglichkeiten zur Weiterentwicklung der 
Prototypen in Zusammenarbeit mit dem 
Endnutzer Bundeswehr, der Finanzierung 
dieser Updates sowie der Vorfinanzierung 
von Produktionslinien zur Skalierung. Daher 
sollten öffentliche Förderprogramme den 
Prozess zur Marktreife begleiten.  

 

 

Unternehmenswerkstatt Deutschland 

Mit der Unternehmenswerkstatt Deutschland bieten 69 IHKs (Stand Juni 2026) bundesweit eine 
zentrale digitale Plattform, die Gründende, Start-ups und Unternehmen in jeder Phase begleitet: 
von der ersten Geschäftsidee über Wachstum und Sicherung bis hin zur Unternehmensnach
folge. 

Besonders Gründende profitieren von praxisnahen digitalen Werkzeugen: Sie können ihre Ge
schäftsidee mit einer professionellen Businessplanvorlage strukturieren, ihre Zahlen in einer 
bankenfähigen Finanzplanvorlage aufbereiten und mit dem Gründerpersönlichkeitstest ihre un
ternehmerischen Stärken und Entwicklungspotenziale besser einschätzen. 

Ergänzt wird das Angebot durch sichere virtuelle Projekträume und die persönliche Unterstüt
zung von Expertinnen und Experten der regionalen IHK. So verbindet die UWD moderne digitale 
Services mit individueller Beratung vor Ort. Mehr erfahren: www.uwd.de 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=http://www.uwd.de/&data=05%7C02%7Cevers.marc@dihk.de%7C42682c8355264785f28208ded925e103%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639186953893204143%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ==%7C0%7C%7C%7C&sdata=0vgJbAINwS5DSZjQritHUq8jc6a89PyJfASHxIz1WUQ=&reserved=0
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